
In Würde älter werden
Leitartikel

Resonanz 
Editorial

Liebe Leserin und lieber Leser

Was passiert eigtenlich mit dem 
"akzente", nach dem Sie es aus dem 
Briefkasten genommen haben? 
Ich bekomme so viel unbestelltes Lese-
material, dass ich weit mehr davon 
ungelesen auf den Papiersammel-
stapel lege. Dass jede Krankenkasse, 
Versicherung, Kreditkartenfirma, etc. 
noch ein eigenes Magazin herausgibt, 
welches ich notabene irgendwie mitfi-
nanzieren muss, bewirkt bei mir eher 
das Gegenteil dessen, was die Marke-
tingchefs der jeweiligen Unternehmen 
wohl beabsichtigen. Natürlich verfalle 
auch ich gelegentlich den durch schö-
ne Prospekte geweckten Bedürfnis-
sen, die da vorher nicht waren. Aber 
eine gewisse  "Abstumpfung" ist bei 
der aktuellen Medienschwemme gar 
nicht so schlimm.
Mit dem "akzente" wollen wir weder 
etwas verkaufen, noch einfach für uns 
werben. Doch so ganz sicher über den 
Sinn und die Wirkung dessen, was 
da von den verschiedenen Autoren 
zusammengetragen wird, bin ich mir 
nicht immer. Das liegt beileibe nicht 
an der Qualität, so finde ich wenigs-
tens, sondern eher an der geringen 
Resonanz aus der Leserschaft.
Wie die ausschauen könnte? Was wür-
den Sie sich an unserer Stelle wün-
schen?
Am besten lesen Sie diese Zeilen durch, 
es braucht wohl nicht mal eine  halbe 
Stunde. Und wenn Sie etwas beson-
ders anregt, lassen Sie es uns wissen! 
Vielen Dank !				  

			   Egon Graf       
Redaktion Akzente EVP AR
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1921 veröffentlichte der Basler Universitätsprofessor Hermann 
Bächtold mit seinen «Sozialpolitischen Richtlinien» den ersten Ent-
wurf für ein Parteiprogramm der EVP der Schweiz. Unter Sozialver-
sicherungen forderte er die Schaffung der verfassungsmässigen 
Grundlage für eine Alters-, Invaliden- und Hinterbliebenenversi-
cherung.  
Dies führte dazu, dass der erweiterte Zentralvorstand der EVP dem 
Bundesrat eine entsprechende Eingabe unterbreitete. Diese Ver-
sicherung müsse dem «Geist christlicher Nächstenliebe» entspre-

chen. Bekanntlich wurde die AHV erst auf das Jahr 1948 eingeführt. Erst viel später kam 
die obligatorische berufliche Vorsorge hinzu. Beide sollten den älter werdenden Menschen 
ermöglichen, in Würde alt zu werden. 
Wer in unserem Land lebt, sein ganzes Arbeitsleben lang einbezahlt hat, sollte eine ausrei-
chende Rente erhalten. Wer heute jung ist, soll die Chance sehen, auch einmal eine genü-
gende Altersrente erhalten zu können. Nur wer generationenübergreifend denkt, hilft mit, 
tragfähige Lösungen zu finden. Mir ist das Gespräch und der Austausch über die Generati-
onen hinweg zentral. Ich denke mit Freude an aktuelle Gespräche mit jungen, motivierten 
Christen, welche bis zu 50 Jahre jünger als ich sind.  Auch im Alter sind tragfähige Beziehun-
gen und echte Freunde zentral. Diese können nicht mit Geld aufgewogen werden. 

Für das Schaffen und Erhalten von Arbeitsplätzen ist es wichtig, dass die Lohnabzüge von 
Arbeitnehmern und Arbeitge-
bern nicht erhöht werden müs-
sen. Die EVP hat mit weiteren 
Partnern die Schaffung einer 
eidgenössischen Erbschafts-
steuer bei Millionen-Erbschaf-
ten vorgeschlagen. Diese hätte 
einen Ertrag von mindestens 3 
Mia. Franken pro Jahr ergeben. 
Hoffentlich erweist sich dieser 
Vorschlag später doch noch 
als zukunftsweisend. Gute Ide-
en benötigen oft mehrfache Anläufe und für die Beteiligten einen langen Atem. 

Die Altersreform, welche am 24. September 2017 zur Abstimmung gelangt, ist ein Kompro-
miss, aus meiner Sicht ein tragfähiger. Das zählt.

Heiner Studer 
alt Nationalrat und ehemaliger Präsident 

der EVP Schweiz 
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Kantonale Politik      

nächste Abstimmungsthemen 
Meinungsbildung zur  Mitbestimmung

Gedanken zum Gesetz über die politischen Rechte

Folgende Beschlüsse des Bundes-
rats werden dem Volk im Septem-
ber zur Abstimmung vorgelegt:

1.	 Bundesbeschluss vom 14. März 
2017 über die Ernährungssicherheit 
(direkter Gegenentwurf zur zurück-
gezogenen Volksinitiative «Für Ernäh-
rungssicherheit»)

2.	 Bundesbeschluss vom 17. März 2017 
über die Zusatzfinanzierung der 
AHV durch eine Erhöhung der Mehr-
wertsteuer 

3.	 Bundesgesetz vom 17. März 2017 
über die Reform der Altersvorsorge 
2020

Gedanken zur Ernährungssicherheit:
eg Jene Generation, welche noch die sogenannte "Anbauschlacht" im 2. Welt-
krieg erlebt hat, wird langsam stimmlos. Die politisch aktive Generation hat v.a. 
zunehmenden Wohlstand und zunehmende Lösbarkeit der meisten Probleme 
erlebt. Sorglos ist indessen kaum jemand geworden und fast jeder und jede ahnt, 
dass unser Wohlstand nicht mehr besonders viel von unserer Leistungsfähigkeit 
abhängt. Kaum jemand kann belegen, wie es um die Versorgungssicherheit steht. 
Alle hoffen, dass weder wir , noch unsere Kinder das einmal noch austesten müssen. 
Der anhaltende Verlust von Kulturland durch Verbauung und die Entdeckung, dass 
die Turbolandwirtschaft langsam an ihre Grenzen kommt, so man denn noch Wert 
auf wertvolle Nahrungsmittel legt, gibt zu denken. 
Ob der Gegenvorschlag des Bundesrats mit seinen 5 Pfeilern einen ernsten Versor-
gungsengpass verhindern könnte, darf ernsthaft angezweifelt werden. 	
Bei genauem Betrachten  sitzt an jedem Pfeiler der Specht der Interessenskonflikte. 
Natürlich hat die Bauernschaft eine grosse Lobby, nicht wenige sind an einer Land-
wirtschaft mit hohem Fremdstoffbedarf  (Maschinen, chemische u.a. Hilfsmittel, 
Futtermittelimporte, Import von billigeren Lebensmitteln, etc.) interessiert. 
Andreas Bosshard Geschäftsführer von Vision Landwirtschaft, schreibt in seinem 
Buch: "Das Naturwiesland der Schweiz und Mitteleuropas": Heute braucht die 
Schweizer   Landwirtschaft gut zwei aus dem Ausland importierte, nicht erneu-
erbare Energiekalorien, um eine Nahrungsmittelkalorie zu produzieren. 
Es ist also weit mehr gefordert als Schutz von Kulturland und Ökosystemen. Ob dies 
der freie Markt reichten wird, darf erfahrungsgemäss bezweifelt werden.

(www.blw.admin.ch/blw/de/home/politik/ernaehrungssicherheit/intitiative-fuer-ernaehrungssicher-

heit.html) 

Oder wo werde ich gebraucht und wo investiere ich meine Zeit?
Für mich als Christ ist diese Frage nicht immer einfach zu beantworten. Arbeite ich in der Gemeinde mit, 
investiere ich Zeit in den Sport oder gestalte ich die Politik mit. Wo baue ich am Reich Gottes?
Sämtliche Menschen müssen sich aber die Frage stellen, wo sie gebraucht werden wollen. Im politischen 
Alltag stelle ich immer wieder fest, wie wenig Menschen sich investieren resp. mitgestalten wollen. Insbe-
sondere in einem kleinen Kanton wie Appenzell Ausserrhoden sind die Menschen, welche sich in der Poli-
tik engagieren, eher dünn gestreut.
Als erstes Beispiel möchte ich die laufende Teilrevision des Gesetzes der politischen Rechte nennen. Ziel 
der Reform ist es, die Wohnsitzpflicht für Kandidierende zu lockern. Damit können Kandidaten zur Wahl 

antreten, welche zur Zeit der Wahl keinen Wohnsitz im Kanton, respektive der Gemeinde haben. Fälle mit einem pro forma 
Wohnsitz, wie bei der letzten Gemeindepräsidentenwahl in Herisau oder Wahlwiederholungen wie in Heiden, würden damit 
verhindert. 
Als weiteres Beispiel möchte ich anfügen, dass der Kanton zurzeit von fünf Regierungsräten geführt wird. Ich persönlich finde 
es schade, dass keine Frau in diesem Gremium vertreten ist.
Diese beiden Beispiele zeigen, dass es auf jede und jeden ankommt und in diesem Falle in der Menge die Qualität liegt. Je mehr 
Menschen sich zur Verfügung stellen, desto reichhaltiger sind die Ideen und desto näher ist die Politik beim Volk. Jeder Politi-
ker und jede Politikerin sollte ein Sprachrohr des Volkes sein. Wenn sich die Bürger aber nicht am Prozess beteiligen und mit-
denken, wird der Graben dazwischen grösser und Lobbyisten füllen den offenen Graben aus. Wir als Christen in der Schweiz 
haben das Privileg, unsere Gesellschaft mit gestalten zu dürfen und damit auch Menschen mit der guten Nachricht zu errei-
chen, welche diese noch nicht kennen oder wieder vergessen haben.
In verschiedenen Gesprächen stellte ich immer wieder fest, wie viele gute Ideen und Fähigkeiten da sind, aber oft der Mut 
fehlt, diese im manchmal trägen Politikalltag um- und einzusetzen. Die Politik braucht nicht nur Gebet, sondern auch Men-
schen, welche diese gestalten.

EVP-Kantonsrat Balz Ruprecht 
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Regionale Politik
aus dem Einwohnerrat

Zum Thema Stromkonzerne und Sub-
ventionen wird noch lange debattiert 
werden.
Um diesen Konflikt zwischen Markt und 
Politik zu glätten, regulieren Regierun-
gen und Parlamente den Strommarkt. 
Sie korrigieren die Fehlentwicklungen 
dieser Regulierungen mit ständig neu-
en Subventionen. 
Tatsächlich muss für die Zukunft ein 
neues Modell, ein neues „Stromdesign“ 
gefunden werden.  Die EVP hält zwar 
fest an der Vision des Wasserschlos-
ses und der kostbaren Ressource Was-
ser, aber der Weg zur Erhaltung für die 
erneuerbare Energieproduktion muss 
über Lenkungsabgaben oder Anreize 
gehen, jedenfalls nicht losgelöst vom 
Markt. 

Der Nationalrat überwies ganz in unse-
rem Sinn eine Motion für ein Verbot 
von sämtlichen tierquälerisch erzeug-
ten Produkten. Mit der Unterstützung 
von vielen Bauernvertretern, die natür-
lich vor allem auf die Einschränkung der 
Konkurrenz schauen, gelang es dafür 

eine Mehrheit zu gewinnen.

Ein von Marianne Streiff mitunterzeich-
neter Vorstoss von Nadine Masshardt 
(SP), der arbeitstätigen Müttern und 
Vätern nach der Geburt eines Kindes 
einen Rechtsanspruch auf Reduktion 
ihres Arbeitspensums gewähren woll-
te, wurde vom Nationalrat leider mit 
110 zu 67 Stimmen bei 3 Enthaltungen 
abgelehnt. Die EVP Nationalrätinnen 
haben diese parlamentarische Initiative 
unterstützt, denn sie bot ein konkretes 
Instrument, um den weitverbreiteten 
Wunsch von Vätern nach Teilzeitar-
beit in die Realität umzusetzen, und so 
gleichzeitig auch den Verbleib der Frau-
en im Arbeitsmarkt zu fördern.

Obwohl die Schweizer viel Fleisch 
essen, investiert der Bund in Wer-
bung. Weniger Fleischkonsum würde 
aber zahlreiche Probleme mildern. Dies 
bei den Themen Ernährungssicherheit, 
CO2-Bilanz, Gesundheit, Abholzung 
der Urwälder, etc. Dennoch inves-
tiert der Bund 5 Mio in die (Schweizer-) 

Fleischwerbung. Das löst Unverständ-
nis aus.

Kommissionsarbeit Innenrenovation reformierte Kirche

Die reformierte Kirche Herisau ist inwendig seit 70 Jahren nicht mehr renoviert wor-
den und in einem schlechten Zustand. Deshalb steht nun eine Innenrenovation an. 
Das Gebäude gehört der politischen Gemeinde. Deshalb muss, bevor die Vor-
lage vors Volk kommt, der Einwohnerrat über das Umbauprojekt abstimmen. Um 
ein seriöses Urteil fällen zu können, hat der Einwohnerrat beschlossen, eine Kom-
mission einzusetzen, welche das Geschäft vorbereitet. Diese  besteht aus fünf Mit-
gliedern – eine Vertretung aus jeder Partei. Ich bin ebenfalls Mitglied und habe die 
Aufgabe des Präsidenten übernommen. 
Um ein fundiertes Bild über die Lage zu erhalten, haben wir einerseits umfangrei-
che Unterlagen zum Projekt und dessen Geschichte erhalten und studiert. Zudem 
sind wir daran, diverse betroffene Gruppen und Einzelpersonen zu interviewen. 
Daneben suchen wir auch das Gespräch mit der Herisauer Bevölkerung. Aus den 
gewonnenen Informationen verfassen wir bis zum 23. August einen Bericht für den 
Einwohnerrat.
Die Arbeit erlebe ich als intensiv und spannend. Denn die Kirche ist nicht irgend ein 
Gebäude, sondern ein sehr wichtigstes und identitätsstiftendes Haus. Und ich hoffe 
und glaube daran, dass neben der weltlichen auch die kirchliche Nutzung immer 
ein wichtiger Teil bleiben wird. Es soll ein Haus bleiben, in welchem wir vor Gott 
kommen können, ein Ort an dem wir ihn erfahren und hören dürfen. 

EVP EInwohnerrat  David Ruprecht

Pure Verhinderungspolitik 
Für jedes neue Gesetz ein altes 
streichen, das die Idee einer par-
lamentarischen Initiative von H.U. 
Vogt (SVP). Sie erreichte mit 87 : 85 
Stimmen eine Mehrheit. Er argu-
mentierte, damit könne man die 
Einführung von Gesetzen um Jah-
re verzögern, ausserdem werde die 
parlamentarische Kompromissfin-
dung stark erschwert. Es schwin-
delt einen, wenn man das hört. 
Legiferiert und debattiert das Par-
lament denn zur Selbstbeschäf-
tigung und nicht mit dem Ziel, 
gerechtere und klärende Regelun-
gen zu finden? In der Tat muss man 
zur Kenntnis nehmen, dass nicht 
alle dieses Ziel verfolgen. Es ist zu 
hoffen, dass der Ständerat den Ent-
scheid korrigiert. 

Die EVP Nationalrätinnen

Ursula Fröhlich neu 
im Einwohnerrat:

Mit dem Slogan: 
„Sicherheit – Gebet – 
Kunst“ , will ich mich 
für Herisau einsetzen.

Sicherheit: 
1)  Sicherheit im Verkehr
2) „Recht für das Leben“, gibt Sicher-
heit auch im Alter.
3)  Ungewollt schwanger? Für jedes 
Kind ist ein Ort der Sicherheit gewähr-
leistet. 
Gebet:  
1) Gebet unterstützt eine Kultur der 
Nächstenliebe und der Wertschätz-
ung.
2) gebet! als Imperativ. Geben ist ein 
Segen, auch in der Politik. Besser 
wenig als nichts.
Kunst: 
1) Kunst schenkt Freude
2) Es ist eine Kunst, gegen den Strom 
zu schwimmen und aufzustehen.

Blick nach Bern
Was wurde in der Frühlingssession bewegt
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Aus dem Vorstand

ms  Die EVP AR hat im Rahmen der Vernehmlassung zum Gesetz über den Spitalver-
bund ihre Vorstellungen zur Ausrichtung der Gesundheitsversorgung in Appen-
zell Ausserrhoden skizziert (siehe auch Homepage www.evp-ar.ch). Damit will sie zur 
öffentlichen Diskussion anregen und eine mögliche Perspektive aufzeigen. Dies ver-
steht die EVP AR unter Verantwortung übernehmen.
Dies macht die EVP AR nicht nur bei den grossen Fragen der Zukunft sondern auch 
in der ganz konkreten politischen Arbeit der Gegenwart. In Herisau übernehmen mit 
Reto Frei (Finanzkommission) und David Ruprecht (parlamentarische Kommission 
'Baukredit Dorfkirche') gleich zwei EVP-Parlamentarier die Verantwortung in wichti-
gen Gremien. Dies zeigt, dass die pointierte aber auch vermittelnde Arbeit der EVP über 
die Parteigrenzen hinweg geschätzt wird.
Der Vorstand wünscht den beiden Kommissionspräsidenten Erfolg in der praktischen 
Leitungstätigkeit, Gelingen und Gottes Segen.

Zum Schmunzeln oder Nachdenken...

Ein Volk, das einen schlechten Begriff von Gott hat, hat auch einen 
schlechten Staat, eine schlechte Regierung und schlechte Gesetze.                                                                              

						      Georg Wilhelm Friedrich Hegel

Transparenzinitiative
Haben Sie sich auch schon gefragt, wer ein Abstimmungsplakat oder Inse-
rat bezahlt hat oder wer eine Partei finanziert? Genau diese Klärung will die 
Transparenz-Initiative bewirken. Die EVP unterstützt dieses Anliegen, weil sie 
der Meinung ist, dass Stimmbürger/innen erfahren dürfen, welche Interessen-
gruppierungen grössere finanzielle Mittel investieren.  Eigenartig, dass sich vie-
le dagegen wehren?!
Der Vorstand der EVP AR meint: wer nicht für Transparenz  ist, hat etwas zu ver-
stecken! Damit fordert er Sie auf, die Initiative zu unterstützen! Also: beiliegen-
den Bogen unterschreiben und schnellstmöglich einsenden. Danke!

           	                       

Auf den Punkt gebracht
Erwartungen anderer Politiker an die EVP:

Die EVP strebt als Mittepartei den enkeltauglichen Umgang 
mit Ressourcen und Umwelt an. In ihrer sach- und lösungsori-
entierten Politik, in der Gerechtigkeit und Menschenwürde im 
Mittelpunkt stehen, steht sie für christliche Werte wie Nächs-
tenliebe, Solidarität und Wahrhaftigkeit ein.
Auf der Basis christlichen Denkens und Handelns erfordert dies 
wohlbedachte, gradlinige Handlungsweisen. Enkeltaugliche 
Lösungen können zu Konflikten führen. Sollen spätere Gene-
rationen finanziell möglichst wenig aus «unserer» Zeit tragen 

müssen? Wird Nachhaltigkeit auf längere Zeit hin angestrebt? Ich erwarte von EVP-Funkti-
onären, dass sie diese Fragen immer wieder neu prüfen. Sich in ihrer Verantwortung, dem 
Sinn nach Gerechtigkeit auch Menschen verpflichtet fühlen, welche keine starke Lobby 
haben. Eigenständig christliche Werte in der Politik leben zum Wohle aller und im Bewusst-
sein der christlichen Tradition unserer Gesellschaft. Und das tun sie auch.

Max Eugster 
Kantonsrat / Gemeinderat SP

Herisau

Aktuelle Termine 

Mittwoch 30. August 20:00 Uhr 
Infoveranstaltung zu den Abstimmungs-
themen in Herisau (s. Beilage)

Mittwoch, 6. September 20.00 Uhr
Infoveranstaltung zu den Abstimmungs-
themen in Gais (siehe Beilage)

Mittwoch 20. September 17:00 Uhr
Einwohnerratssitzung
Gemeindehaus Herisau 1. Stock

Sonntag 24. September
Abstimmungssonntag auf nationaler 
Ebene
Montag 25. September  8:15 Uhr 
Kantonsratssitzung
Regierungsgebäude Herisau

Mittwoch 27. September
Treffen mit den Appenzeller Parlamenta-
riern im Bundeshaus Bern (Gebet für die 
Schweiz mit EVP und EDU). Infos ab ca. 
Anfangs September auf www. evp-ar.ch


